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Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt 22.01.2013 
 

Tagesordnungspunkt: 
 
121. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Paderborn für den Bereich 
"Paderborn-Dahl, Windkonzentrationszone Iggenhauser Weg" 
a) Beschluss über die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
und Behörden 
b) Beschluss über die vollständige Aufhebung der Höhenbegrenzung 
c) Beschluss über den Entwurf für die Offenlage 
  

Beschlussvorschlag: 
 

a) Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt beschließt über die 
während der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
vorgebrachten Stellungnahmen zu der 121. Flächennutzungs-
planänderung für den Bereich „Iggenhauser Weg“ gemäß der in der 
Anlage zur Vorlage Nr. 0003/13 enthaltenen Beschlussvorschläge. 
 

b) Aus Gründen der Rechtssicherheit und Unabhängigkeit von einzel-
nen Vorhaben wird die Höhenbegrenzung in der Konzentrationszone 
„Iggenhauser Weg“ im weiteren Verfahren vollständig aufgehoben. 

 
c) Der Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt beschließt den Ent-

wurf gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch für die öffentliche Auslegung. 
 

 

      

Begründung:
 
Die Planung der Stadt Paderborn, die Beschränkung der Bauhöhe von Windkraftanlagen 
von 100 m auf 186 m (jeweils Gesamthöhe) zu verändern, hat in der Öffentlichkeit ein mas-
sives Echo ausgelöst. Es sind 141 Stellungnahmen eingegangen, fast alle aus dem Stadtteil 
Dahl, in dem sich mittlerweile eine „Dahler-Wind-Initiative“ gebildet hat. Lediglich 7 Einwen-
der äußerten sich im Verfahren positiv.  Bei 2 Stellungnahmen handelt es sich um Sammel-
stellungnahmen (mit Unterschriftenliste bzw. als Initiative). Diese sind zwar deutlich nach 
dem Beteiligungszeitraum eingegangen, wurden in der folgenden Abwägung jedoch berück-
sichtigt. 
 
Die Stellungnahmen gegen die Planung der 121. FNP-Änderung beinhalten vielfach die glei-
chen Themenkomplexe. 27 Einwendungen wurden wortgleich doppelt eingereicht. Auch die 
52 individuell formulierten Einwendungen beinhalten wiederkehrende Aussagen. 
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1. Grundsätzliche Intention der Planung 
 
Viele Einwender können nicht nachvollziehen, wieso kurz nach Inkrafttreten der 107. FNP-
Änderung, mit der die Konzentrationszone am Iggenhauser Weg als Erweiterung der be-
nachbarten Dörenhagener Fläche und einer Höhenbeschränkung von 100 m (Gesamthöhe) 
planerisch vorbereitet wurde, nun eine Veränderung mit einer Freigabe der Anlagenhöhe 
(ursprünglich begrenzt auf 186 m) beabsichtigt ist.  
 
Vorab ist festzustellen, dass die erste Planungsüberlegung, die künftige Höhe von Wind-
kraftanlagen am Iggenhauser Weg an den bislang vorliegenden Anträgen zu orientieren, aus 
Gründen der Rechtssicherheit fallen gelassen wird. Zwar kann die Höhe nach § 16 Abs. 1 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) begrenzt werden. Diese Beschränkung ist jedoch nur 
zulässig, wenn sie sich aus der konkreten Situation ableitet und städtebaulich begründet ist.  
 
Der Windenergieerlass 2011 führt unter 4.3.3 entsprechend der gängigen Rechtsprechung 
zutreffend aus: „Nicht jede Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes begründet eine 
städtebauliche Höhenbeschränkung; es müssen konkrete Gründe vorliegen, die im Einzelfall 
dazu führen, dass die städtebauliche Situation relevant negativ verändert wird.“ An diesen 
konkreten Gründen fehlt es hier. 
 
Bei den an diesem Standort aufgrund der 107. Änderung des FNP erteilten Genehmigungen 
(bisher jedoch nicht ausgeführt) sind im Genehmigungsbescheid Einschränkungen des Be-
triebes - hervorgerufen durch Turbulenzverhalten und Emissionen - enthalten, so dass hier 
schon ersichtlich keinesfalls 5 WEA mit einer GH von max. 186 m errichtet werden können.  
 
Vielmehr ist aus den oben genannten Gründen nach derzeitigem Stand der Planung nur 
eine geringere Anzahl – voraussichtlich nur 3 WEA mit einer Gesamthöhe von max. 186 m – 
auf der Grundlage des bundesimmissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens zu-
lässig. Abschließend kann dies jedoch erst auf der Grundlage eingereichter Anträge durch 
die Genehmigungsbehörde - Kreis Paderborn - entschieden werden. 
 
Darüber hinaus wird mit den potentiellen Betreibern der WEA - bis spätestens zum Feststel-
lungsbeschluss - im Rahmen eines Städtebaulichen Vertrages vereinbart, dass die Gesamt-
höhe der WEA 186 m nicht überschreitet.  
 
Die 121. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Paderborn ist somit konsequent 
und im Einklang mit allen gesetzlichen Rahmenbedingungen. Die Aussage „Windenergie ja, 
aber mit kleineren Anlagen“ ist daher nicht zielkonform. Es geht bei der städtebaulichen Ab-
wägung zugunsten höherer Windkraftanlagen nicht um die Verdienstmöglichkeiten der Be-
treiber, sondern um einen möglichst großen Beitrag zum Umbau der Stromversorgung. 
 
Die Bedenken hinsichtlich einer „Konterkarierung“ der bisherigen Flächennutzungsplanung 
(107. FNP-Änderung) werden daher zurückgewiesen. 
 
 
 
2. Ausblick vom Wohnstandort in die Landschaft, Wertminderung  
 
Zahlreiche Betroffene äußern Bedenken, dass sie zukünftig weitere Windenergieanlagen 
von ihren Wohnbereichen (Wohnzimmer, Terrasse) aus sehen. Dies sei belastend, der Er-
holungswert der Außenanlagen (Terrassen) werde eingeschränkt und die Freude am Woh-
nen verdorben. 
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3. Gesundheitlich negative Folgen 
 
Von den Einwendern werden weitere negative gesundheitliche Folgen befürchtet:  

- Überreizung des vegetativen Nervensystems durch Schattenwurf, 
- Lärm, 
- Infraschall. 

 
Eine Windkraftanlage ist eine dem Bundesimmissionsschutzrecht unterliegende Anlage. 
Dort sind die Grenzen der Gesundheitsgefährdung bindend definiert. Der zweifellos störende 
Schattenwurf eines Windrades wird durch entsprechende Auflagen in den Genehmigungs-
unterlagen unterbunden. Dazu werden im Bedarfsfall „Schattenwächter“ installiert, die eine 
Anlage immer dann abschalten, wenn ein Schatten auf eine schützenswerte Nutzung fallen 
könnte (also bei bestimmten Sonnenständen unter der Voraussetzung, dass die Sonne auch 
scheint). 
 
Zum Thema Infraschall führt das Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW 
(LANUV) folgendes aus: „Messtechnisch kann nachgewiesen werden, dass Windenergiean-
lagen Infraschall verursachen. Die festgestellten Infraschallpegel liegen aber weit unterhalb 
der Wahrnehmungsschwelle des Menschen und sind damit völlig harmlos.“  
 
Die Stadt Paderborn kann fachinhaltlich dieses wissenschaftliche Forschungsfeld nicht be-
werten. Dies erfolgt durch den Gesetzgeber, der zum Thema Windkraft und Infraschall kei-
nen Handlungsbedarf bzw. keine Gefährdung sieht. 
 
 
4. Große „industrielle“ Windkraftanlagen beeinträchtigen die Attraktivität des 

Wohnortes Dahl 
 
Die Einwender stellen einen kausalen Zusammenhang zwischen Windenergieanlagen, Ein-
wohnerverlusten und der Tragfähigkeit von Infrastruktureinrichtungen (Schule, Kindergärten) 
und der Attraktivität des Ortsteils insgesamt her. 
 
Diese Korrelation ist überaus spekulativ, sicherlich genauso spekulativ wie die Annahme, 
dass ungebremster Klimawandel ebenfalls negativ auf den Wohnwert wirken kann. Nach 
den üblichen Erkenntnissen aus der Wanderungsmotivationsforschung (warum zieht man 
von einem Ort weg und zu einem anderen hin?) prägen meist sehr individuelle Gründe die 
Wohnort-Standortwahl (Arbeitsplatz, Elternhaus, Wohnstandort des Lebenspartners etc.). 
Darüber hinaus sind die Verkehrsanbindung (Wohnen-Arbeiten) und das Immobilienpreisge-
füge entscheidende Standortfaktoren. Die Störung durch Windenergieanlagen ist bislang 
noch nicht signifikant als Grund für ein Abwanderungsverhalten bekannt geworden.  
 
 
5. Befeuerung von Windkraftanlagen 
 
Insbesondere das aus Flugsicherheitsgründen notwendige Dauerrotlicht an Windkraftanla-
gen über 100 m wird von zahlreichen Einwendern als besondere Belastung empfunden. Hier 
ist das individuelle Befinden abzuwägen mit den Belangen der Energieerzeugung und der 
Flugsicherheit. Die Stadt Paderborn wird allerdings ihren Einfluss geltend machen, um eine 
einheitliche Blinkfrequenz über die gesamte Konzentrationszone sicherzustellen und wird die 
Entwicklung im Bereich der Sichtweitenmessung (Lichtstärkenanpassung je nach Sichtver-
hältnissen bis hin zu Warnlicht nur bei sich annähernden Flugzeugen) weiter begleiten und 
im Rahmen der Genehmigungsverfahren auf den Einsatz des Standes der Technik drängen. 
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6. Die Natur- und Kulturlandschaft Dahls wird beeinträchtigt 
 
Zahlreiche Einwender sehen (auch ohne konkreten Flächenbezug zur Konzentrationszone 
am Iggenhauser Weg) die Natur- und Kulturlandschaft in ihrer bisher bekannten Ausprägung 
durch die starke und weithin sichtbare technische Überformung durch Windparks stark ge-
fährdet. Tatsächlich ist die „Energiewende“ mit einer weiteren Veränderung der Landschaft 
verbunden. Statt großer Kraftwerksbauten mit einer stark zentralisierten Stromerzeugung 
werden in Zukunft Windparks und eine insgesamt dezentralere Energieerzeugung das 
Landschaftsbild prägen. Dies ist zum einen verbunden mit neuen Eingriffen in Natur und 
Landschaft. Die gesetzlichen Bestimmungen zum Natur- und Artenschutz schränken die 
Ausbaumöglichkeiten von Windparks bereits heute stark ein. 
Der weiche Standortfaktor „Orts- und Landschaftsbild“ hat nach der aktuellen Rechtspre-
chung nur eine sehr eingeschränkte Bedeutung.  
 
 
7. Berücksichtigung des Artenschutzes 
 
Nur sehr vereinzelt weisen Einwender auf die Problematik des Artenschutzes hin (z.B. be-
obachteter Kranichzug). Immerhin wird das Thema im „Dahler Katalog“ der Bürgerinitiative 
unter Punkt 5.4 angesprochen (siehe Anlagen). 
 
Tatsächlich lag der „Artenschutzfachliche Beitrag“, der sich mit Brutvögeln, Gastvögeln, 
Zugvögeln und Fledermäusen beschäftigt hat (Ing.-Büro Dr. Loske, Salzkotten, 10/2012), 
zum Zeitpunkt der frühzeitigen Bürgerinformation noch nicht vor, da die gemäß § 44 Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) notwendigen Prüfungen einen langen Erhebungs-/ 
Beobachtungszeitraum voraussetzen.  
 
Der nunmehr vorgelegte Abschlussbericht vom Oktober 2012 kommt (zusammengefasst) zu 
folgenden Ergebnissen:  
 

- Im Untersuchungsgebiet (1 km Umkreis um die Konzentrationszone) wurden zwei re-
levante Brutvogelarten (Mäusebussard und Wachtel) angetroffen.  

- Größere Rastvorkommen von Vogelarten, die als empfindlich gegenüber Windkraft-
anlagen gelten, wurden nicht entdeckt. Die Erhöhung der Anlagen dürfte das Kollisi-
onsrisiko bei Greifvögeln sogar senken. 

- Zugvögel wurden beobachtet (Rauchschwalbe, Star, Ringeltaube), jedoch nicht in ei-
nem Umfang, der auf regional oder überregional bedeutsame Zugkorridore hinwei-
sen würde.  

- Kraniche wurden 2012 nicht beobachtet.  
 
Insgesamt lässt sich aus dem Artenschutzfachlichen Beitrag keine Einschränkung für deut-
lich höhere Windkraftanlagen ableiten. Das für Fledermäuse notwendige Risikomanagement 
ist heute Genehmigungsstandard und schränkt nach bisherigen Erfahrungen die Wirtschaft-
lichkeit einer Anlage (für den Fall, dass die Abschaltszenarien dauerhaft notwendig sind) um 
3 bis 5 % ein. 
 
Bedenken aus artenschutzfachlicher Sicht sind nach Vorlage des Artenschutzfachlichen 
Beitrags (Dr. Loske, 10/2012) gegenstandslos. 
 
 
8. Weitere Eingaben 
 
Die 7 ausführlich behandelten Themenkomplexe sind (mehr oder weniger und mit variieren-
den Formulierungen) Gegenstand praktisch aller Eingaben, sowohl der Standardschreiben 
als auch der individuellen Eingaben.  
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In einigen Schreiben (z. T. sogar angehängt an den Text der Standardschreiben) finden sich 
vereinzelt Stellungnahmen, die mit den 7 Hauptthemenkomplexen nicht abgedeckt sind. Ein 
nahe der Konzentrationszone Iggenhauser Weg wohnender Einwender weist darauf hin, 
dass die Höhe der Windkraftanlagen in der 107. Änderung doch mit Bezug auf sein Wohn-
haus festgelegt worden sei (unzutreffend).  
 
Ein Einwender regt eine alternative Fläche südöstlich von Dahl an (was nicht Gegenstand 
der 121. Änderung ist).  
 
Vier weitere Einwender verweisen auf den Flugplatz Haxterberg, der sich im Nahbereich der 
potentiellen Anlagen befindet. Die Einwender befürchten eine Einschränkung des Luftver-
kehrs. 
Vorsorglich ist von Seiten der Stadt Paderborn ein luftfahrtrechtliches Gutachten in Auftrag 
gegeben worden, welches Aussagen sowohl für den Sonderlandeplatz Haxterberg als auch 
für den Verkehrsflughafen Paderborn – Lippstadt bezüglich einer möglichen Einschränkung 
treffen soll.  
 
Ein Einwender hält die Stromerzeugung durch Windkraft für unverhältnismäßig und ein wei-
terer sieht den Wert der Jagdreviere in Frage gestellt.  
 
Für diese Zusatzthemen zu den 7 ausführlich behandelten Hauptthemen werden in Teil B 
gesonderte Abwägungsvorschläge unterbreitet. Dies gilt auch für die 7 Einwendungen, die 
sich für höhere Windkraftanlagen aussprechen (nur Kenntnisnahme erforderlich, da diese 
deckungsgleich sind mit der inhaltlichen Zielsetzung der 121. Änderung).  
 
 
9. Träger öffentlicher Belange 
 
23 Behörden haben sich im frühzeitigen Verfahren schriftlich gemeldet. 17 haben keine Be-
denken oder nur allgemeine Hinweise gegeben, die dem weiteren bauleitplanerischen Ver-
fahren nicht entgegenstehen. 
 
 
Gemeinde Borchen, Schreiben vom 14.12.2012 
 
Die Gemeinde Borchen äußert erhebliche Bedenken gegen die 121. FNP-Änderung der 
Stadt Paderborn. Begründet wird dies mit der bereits vorhandenen Beeinträchtigung des 
Ortsteils Dörenhagen und der Zusatzbelastung durch die Flugsicherheitskennzeichnung. 
Windkraftanlagen ließen sich auch mit 100 m wirtschaftlich betreiben. 
Die Bedenken werden zurückgewiesen. Der optischen Veränderung durch höhere und für 
die Flugsicherung beleuchtete Anlagen steht die optische Veränderung durch eine deutlich 
geringere Zahl von Anlagen mit größeren Abständen entgegen.  
 
Angesichts der Energiewende steht nicht die Frage im Vordergrund, ob eine Windkraftanla-
ge für den Betreiber noch wirtschaftlich ist, sondern wie die größtmögliche Effizienz der An-
lagen erreicht werden kann, um den Umbau der Energieversorgung erfolgreich leisten zu 
können. 
 
 
10. Vereinbarung 
 
Derzeit bestehen im Bereich Iggenhauser Weg Genehmigungen für 5 Windenergieanlagen 
(WEA) mit einer Gesamthöhe bis zu maximal 100 m. In einer Vereinbarung, die zwischen 
den potentiellen Betreibern und dem Förderverein „Heimatverein Dahl e.V.“ ausgehandelt 
wurde, ist folgendes festgelegt worden: Solange die bedarfsgerechte Befeuerung der WEA 
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nicht umgesetzt ist, ist vereinbart, dass pro MW/a 1.500 Euro für gemeinnützige Zwecke zur 
Verfügung gestellt werden. 
Bei Umsetzung der bedarfsgerechten Befeuerung reduziert sich der Betrag auf 1.000 Euro 
pro einem MW/a erbrachter Leistung. 
 
 
11.     Städtebaulicher Vertrag 
 
Wie bereits oben angesprochen, wird mit den potentiellen Betreibern der WEA - bis spätes-
tens zum Feststellungsbeschluss - im Rahmen eines Städtebaulichen Vertrages vereinbart, 
dass die Gesamthöhe der WEA 186 m nicht überschreitet.  
 
Weiterhin werden die gesamten nicht rentierlichen Kosten des Bauleitplanverfahrens (ein-
schließlich sämtlicher Gutachten) im Rahmen dieses Vertrages von der Betreibern über-
nommen. 
 
 
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Ausschuss für Bauen, Planen und Umwelt über die Ab-
wägung der im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen ent-
sprechend der in der Anlage dargelegten Beschlussvorschläge zu beschließen, die Höhen-
begrenzung im weiteren Verfahren vollständig aufzuheben sowie den Entwurf der 121. Än-
derung des Flächennutzungsplanes zur öffentlichen Auslegung zu beschließen. 
 
 
Der Bürgermeister 
i. V. 
 
 
 
 
Warnecke 
Techn. Beigeordnete 
 
Anlagen 
 
 
 
 
 


